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Hannover, 08.06.2026 

 
AGFS-Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über finanzielle Leistungen 
des Landes wegen der Einführung der inklusiven Schule 
 
 
Ihr Zeichen: 15.1 - 80108 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum oben genannten Gesetzesentwurf. Zu den 
vorgeschlagenen Regelungen nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Die geplante Inklusionskostenerstattung auch für den ausschließlichen Sek II Bereich ist grundsätzlich zu 
begrüßen, für die Schulen in freier Trägerschaft ergeben sich nachfolgende Kritikpunkte: 
 
1. Fehlende rückwirkende Erstattung bei Sachkosten (§ 2) und Widerspruch zum Gleichbehandlungs-

grundsatz 
 
Die in § 2 getroffenen Regelungen bezüglich der Sachkosten für Ersatzschulen sowie für Ergänzungsschulen 
in den Fällen der §§ 160 und 161 des Niedersächsischen Schulgesetzes (NSchG) sehen keine rückwirkende 
Erstattung vor. In der Begründung zum allgemeinen Teil (Punkt 1, Seite 3) wird hierzu ausgeführt: 
„Die Berücksichtigung der Schulträger, die ausschließlich Schülerinnen und Schüler im Sekundarbereich II 
(Förderschulen ausgeschlossen) haben, sollte aus Gründen der Gleichbehandlung auch auf die privaten 
Schulträger ausgeweitet werden. Dabei würden die Träger der Ersatzschulen sowie Ergänzungsschulen nach 
den §§ 160 und 161 des Niedersächsischen Schulgesetzes, die die Finanzhilfe nach den Vorschriften des 
zweiten bis vierten Abschnitts erhalten, den Pro-Kopf-Betrag nach § 1 erhalten. Der Mehrbedarf würde auf 
rund 600 000 Euro begrenzt werden. Eine rückwirkende Erstattung ist nicht erforderlich, da der Konnexitäts-
anspruch nur für öffentliche Schulen besteht.“ 
Diese Begründung widerspricht unseres Erachtens dem Gleichbehandlungsgrundsatz. Wenn das Land aus 
Gründen der Gleichbehandlung die privaten Schulträger korrekterweise in die Neuregelung einbezieht, ist 
der pauschale Ausschluss der Rückwirkung unter Verweis auf das rein öffentlich-rechtliche Konnexitätsprin-
zip systemwidrig. Die finanziellen Belastungen durch die Einführung der inklusiven Schule trafen und tref-
fen freie Schulträger in gleicher Weise wie öffentliche Schulen. 
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Wir bitten daher dringend zu prüfen, ob eine rückwirkende Erstattung auch für Ersatzschulen sowie für Er-
gänzungsschulen in den Fällen der §§ 160 und 161 NSchG gewährt werden kann. 
 
2. Unzureichende Höhe und ungenügende Deckung der realen Kosten durch die Pauschale 
Ergänzend geben wir zu bedenken, dass die geplante Höhe der Pauschale die tatsächlichen Bedarfe der 
Schulträger in keiner Weise widerspiegelt. Die zur Verfügung gestellten pro-kopf-basierten Mittel verfehlen 
eine sachgerechte und auskömmliche Finanzierung der inklusiven Schulinfrastruktur deutlich. 

• Fixkostenrisiko bei baulichen Maßnahmen: Inklusion erfordert investitionsintensive, investive 
Mindeststandards (wie z. B. barrierefreie Zuwege, Aufzüge oder Schall protektive Raumakustik). 
Diese Kosten fallen unabhängig von der exakten Schülerzahl pro Kopf an. Eine starre Pro-Kopf-Pau-
schale benachteiligt kleinere Schulen oder Schulen mit spezifischen baulichen Herausforderungen 
strukturell. 

• Drastische Unterdeckung der sächlichen Ausstattung: Neben den baulichen Investitionen überstei-
gen auch die Aufwendungen für die notwendige sächliche Spezialausstattung (z. B. behindertenge-
rechtes Mobiliar, digitale und assistive Technologien) das Volumen der gewährten Pauschale um 
ein Vielfaches. 

Die Deckelung des Mehrbedarfs auf rund 600.000 Euro im Haushaltsentwurf dokumentiert, dass hier eine 
budgetgetriebene Begrenzung zulasten der Qualität und der freien Schulträger vorgenommen wird, statt 
sich am tatsächlichen, realen Finanzbedarf der Schulen zu orientieren.  
 
Ohne eine substanzielle Anhebung der Pauschale oder die Einführung einer zusätzlichen, bedarfsorientier-
ten Förderkomponente verbleibt eine erhebliche, existenzbedrohende finanzielle Unterdeckung bei den 
freien Schulträgern. 
 
Für Rückfragen und einen weiteren kollegialen Austausch stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

     
Gabriele Joachimmeyer  
Vorsitzende 
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